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Die Einwohnergemeindeversammlung Oberdorf, gestützt auf § 47 des Gemeindegesetzes vom 
28. Mai 1970, erlässt folgendes Reglement: 

 
 
 

A) Geltungsbereich und allgemeine Bestimmungen 
 
 
§ 1 Grundsätze und Instrumente der Personalpolitik (Zielparagraph) 

 
1 Die in diesem Reglement verwendeten Personenbezeichnungen gelten für beide Ge-

schlechter. 

 
2 Der Gemeinderat bestimmt die Personalpolitik. Sie soll: 
 

a) den wirtschaftlichen, wirksamen und dem steten Wandel der Aufgaben angepassten 
Personaleinsatz sicherstellen; 

 

b) die Voraussetzungen schaffen, um die zur Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde ge-
eigneten Mitarbeiter zu gewinnen und zu erhalten; 

 

c) die beruflichen Eignungen und Fähigkeiten der Mitarbeiter aller Stufen entwickeln und 
fördern, 

 

d) im Rahmen der verfügbaren Mittel die Beschäftigung und Eingliederung von Behinder-
ten und Wiedereingliederung von Erwerbslosen fördern; 

 

e) flexible Arbeitsformen und flexible Arbeitszeitmodelle ermöglichen. 
 
3 Der Gemeinderat schafft die Instrumente zur Personalpolitik, insbesondere zur Führung, 

Förderung und Beurteilung von Mitarbeitern, zu deren Aus- und Weiterbildung und zur Ver-
wirklichung der Chancengleichheit. 

 
 
§ 2 Geltungsbereich 
 
1  Dieses Reglement ordnet das Arbeits- und Entlöhnungsverhältnis der öffentlich-rechtlich an-

gestellten Mitarbeiter. 
 
2  Soweit dieses Reglement sowie die Verordnung und der jeweilige Arbeitsvertrag nichts an-

deres bestimmt, gelten sinngemäss die Bestimmungen des kantonalen Personalrechts. 
 
3  Enthält das kantonale Personalrecht keine entsprechende Regelung, finden die Bestimmun-

gen des Obligationenrechts sinngemäss Anwendung. 
 
3  Für die Lehrkräfte an der Primarschule sowie der Logopädie gilt das kantonale Personalge-

setz. 
 
4  Für Lehrverhältnisse in Berufen, die vom Bundesgesetz über die Berufsbildung erfasst sind, 

gilt der Lehrvertrag. 
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§ 3 Behörden, Kommissionen und Nebenfunktionen 
 
1  Mitglieder von Behörden, Kommissionen und Nebenfunktionen sind alle, die mit der Erfüllung 

öffentlicher Aufgaben betraut und auf Amtsperiode oder für eine bestimmte Aufgabe gewählt 
sind. 

 
2  Das Reglement enthält folgende allgemeine Bestimmungen für die Mitglieder von Behörden 

und Kommissionen sowie für Inhaber von nebenamtlichen Funktionen der Gemeinde: 
 

a) Rechtsschutz (§ 28) 
 

b) Aufgabenerfüllung (§ 31) 
 

c) Ablehnung von Vorteilen (§ 35) 
 

d) Pflicht zur Verschwiegenheit (§ 34) 
 

e) Verantwortlichkeit (§ 62) 
 

f) Haftpflichtversicherung (§ 64) 
 
 
§ 4 Mitarbeiter und Arbeitsverhältnis 
 
1  Die Mitarbeiter der Gemeinde stehen grundsätzlich in einem öffentlich-rechtlichen Arbeits-

verhältnis.  
 
 
§ 5 Stellenschaffung und -bewirtschaftung 
 
1 Die Schaffung neuer und die Aufhebung bestehender Stellen beschliesst die Gemeindever-

sammlung. 
 
2  Die Schaffung neuer und die Aufhebung bestehender Lehrerstellen der Primarschule sowie 

der Kindergärten werden vom Kreisschulrat beantragt. 
 
 
§ 6 Stellenausschreibung 
 
1 Freie oder neu geschaffene Stellen werden, auch bei voraussichtlicher interner Besetzung, 

mit einer angemessenen Anmeldefrist öffentlich ausgeschrieben. 
 
 
§ 7 Anstellungsbehörde 
 
1 Anstellungsbehörde der Lehrkräfte ist der Kreisschulrat. 
 
2  Anstellungsbehörde aller übrigen Mitarbeiter ist der Gemeinderat. 
 
 
 

B) Das Arbeitsverhältnis 
 
 
§ 8 Entstehung und Dauer des Arbeitsverhältnisses 
 
 Das Arbeitsverhältnis entsteht durch schriftlichen Vertrag. Es ist in der Regel unbefristet. 
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§ 9 Probezeit 
 
1 Die ersten 3 Monate des Arbeitsverhältnisses gelten als Probezeit. 
 
2  Die Probezeit kann in begründeten Fällen um 3 Monate verlängert werden. 
 
3  Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis beidseitig jederzeit mit einer Kündigungs-

frist von 7 Tagen gekündigt werden. 
 
 
§ 10 Beendigungsgründe 
 
1  Das Arbeitsverhältnis endet aufgrund: 
 

a) ordentlicher Kündigung 
 

b) fristloser Kündigung 
 

c) Auflösung in gegenseitigem Einvernehmen 
 

d) Ablauf einer befristeten Anstellung 
 

e) Arbeitsunfähigkeit infolge Invalidität 
 

f) Erreichen der Altersgrenze 
 

g) Versetzung in den Ruhestand 
 

h) Tod 
 
 
§ 11 Kündigungsfrist, -termin und -form 
 
1 Die Frist für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses nach Ablauf der Probezeit beträgt für 

beide Parteien 3 Monate auf Monatsende. 
 
2  für den Verwalter und den Bauverwalter gilt nach beendeter Probezeit eine Kündigungsfrist 

von 3 Monaten. Ab dem 10. Dienstjahr erhöht sich die Kündigungsfrist auf 6 Monate. 
 
3  Die Kompetenz für die Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch die Gemeinde, liegt bei 

jener Instanz, die gemäss § 7 die Anstellung beschliesst. 
 
4  Erfolgt die Kündigung von Seiten der Gemeinde, so ist sie zu begründen und mit einer 

Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 
 
5  Kündigungen seitens der Mitarbeiter sind schriftlich an den Gemeinderat zu richten. Lehr-

kräfte richten ihre Kündigung an den Kreisschulrat. 
 
 
§ 12 Ordentliche Kündigung  
 
1 Der Mitarbeiter kann das Arbeitsverhältnis ohne Grundangabe kündigen. 
 
2  Nach Ablauf der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis vom Arbeitgeber durch Kündigung 

aufgelöst werden, wenn wesentliche Gründe diese Massnahme rechtfertigen. Wesentliche 
Gründe liegen insbesondere vor: 
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a) wenn der Mitarbeiter dauernd oder langfristig an der Aufgabenerfüllung verhindert ist; 
 

b) wenn die Arbeitsstelle aufgehoben oder geänderten organisatorischen oder wirtschaftli-
chen Gegebenheiten angepasst wird und der Mitarbeiter die Annahme des neuen oder 
eines anderen zumutbaren Aufgabenbereichs ablehnt oder die Zuweisung eines ande-
ren Arbeitsbereiches nicht möglich ist; 

 

c) wenn Mängel in der Leistung oder im Verhalten trotz schriftlicher Verwarnung anhalten 
oder sich wiederholen; 

 

d) wenn der Mitarbeiter wichtige vertragliche oder gesetzliche Verpflichtungen verletzt hat; 
 

e) wenn der Mitarbeiter eine strafbare Handlung begangen hat, die nach Treu und Glauben 
mit der korrekten Aufgabenerfüllung nicht vereinbar ist. 

 
3  Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses ist unzulässig, wenn sie im Zusammenhang steht 

mit: 
 

a) der ordnungsgemässen Aufgabenerfüllung und Durchsetzung gesetzlicher oder behörd-
licher Erlasse; 

 

b) der Tätigkeit als Interessenvertreter des Personals. 
 
 
§ 13 Fristlose Kündigung 
 
1 Aus wichtigen Gründen kann das Arbeitsverhältnis beidseitig jederzeit ohne Einhaltung von 

Fristen gekündigt werden. 
 
2  Als wichtiger Grund gilt jeder Umstand, bei dessen Vorhandensein nach Treu und Glauben 

die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses nicht zumutbar ist. 
 
 
§ 14 Auflösung in gegenseitigem Einvernehmen 
 
1  Das Arbeitsverhältnis kann jederzeit in gegenseitigem Einvernehmen durch schriftliche Ver-

einbarung aufgelöst werden. 
 
 
§ 15 Arbeitsunfähigkeit infolge Invalidität 
 
1  Das Arbeitsverhältnis endet mit dem Tag an dem Anspruch auf eine Invalidenrente besteht. 

Die Kündigungsfrist ist hinfällig. 

 
2 Bei der Zusprechung einer Invalidenrente aufgrund einer Teilinvalidität kann ein neues Ar-

beitsverhältnis begründet werden.  
 
 
§ 16 Erreichen der Altersgrenze 
 
1  Das Arbeitsverhältnis endet grundsätzlich am letzten Tag des Monats, in dem der Mitarbeiter 

das 65. Altersjahr vollendet hat. 
 
2  Das Arbeitsverhältnis kann im gegenseitigen Einvernehmen über die Altersgrenze hinaus 

bis höchstens zur Vollendung des 70. Altersjahres verlängert werden. 
 



GEMEINDE OBERDORF / Personalreglement  Seite 6 

 

3  Für Mitarbeiter, die im Rahmen befristeter Anstellungsverträge beschäftigt werden, gilt keine 
Altersgrenze. 

 
 
§ 17 Kündigung zu Unzeit 
 
2  Für die Kündigung zu Unzeit nach Ablauf der Probezeit gelten die Bestimmungen des Obli-

gationenrechts sinngemäss. 
 
3  Im Falle unverschuldeter Krankheit oder unverschuldeten Unfalls beträgt die Sperrfrist je-

doch im ersten Anstellungsjahr nach Ablauf der Probezeit 90 Tage, danach 180 Tage. 
 
 
§ 18 Arbeitszeugnis 
 
1  Der Mitarbeiter erhält bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses ein Zeugnis, das sich über 

die Art und Dauer des Arbeitsverhältnisses sowie über Leistung und Verhalten ausspricht. 
 
2  Der Mitarbeiter kann jederzeit während der Dauer des Arbeitsverhältnisses ein Zeugnis ver-

langen, das sich über die Art und Dauer des Arbeitsverhältnisses sowie über Leistung und 
Verhalten ausspricht. 

 
3  Auf Verlangen des betroffenen Mitarbeiters hat sich das Zeugnis auf Angabe über Art und 

Dauer des Arbeitsverhältnisses zu beschränken. 
 
 
§ 19 Disziplinarrecht 
 
1 Mitarbeiter, welche vorsätzlich oder fahrlässig ihre Dienstpflicht verletzen oder vernachläs-

sigen, sind disziplinarisch zu bestrafen. 
 
2 Mögliche Disziplinarmassnahmen sind: 
 

a) Verweis 
 

b) Geldbusse bis zu einem Monatsgehalt 
 

c) Versetzung mit gleicher oder geringerer Besoldung 
 

d) Herabsetzung der Besoldung 
 

e) Versetzung ins Provisorium 
 

f )  Entlassung 
 

Die einzelnen Massnahmen können verbunden werden. 
 
 
§ 20 Disziplinarverfahren 
 
1 Disziplinarbehörde für alle Mitarbeiter ist der Gemeinderat. 
 
2 In Bezug auf das Disziplinarverfahren und auf das rechtliche Gehör gelten die kantonalen 

Bestimmungen. 
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3 Die disziplinarische Verantwortlichkeit ist unabhängig von der strafrechtlichen Verfolgung. 
Jedoch ist ein Disziplinarverfahren während eines für den nämlichen Tatbestand hängigen 
Strafverfahrens zu sistieren. Vorbehalten bleibt die provisorische Einstellung im Amt. 

 
 
 

C) Rechte im Einzelnen 
 
 
§ 21 Berufsbildung 
 
1 Die Berufsbildung umfasst alle grundlegenden Massnahmen zur Erlernung eines Berufes im 

Rahmen einer Tätigkeit bei der Gemeinde. 

 
2 Im Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten stellt die Gemeinde Ausbildungsplätze zur Ver-

fügung. 
 
 
§ 22 Personalentwicklung 
 
1 Die Gemeinde fördert im Rahmen ihrer Bedürfnisse als Arbeitgeber mit geeigneten Mass-

nahmen eine nachhaltige Personalentwicklung. 
 
2 Personalentwicklung umfasst alle Massnahmen, welche Mitarbeiter befähigen, die mit ihrer 

gegenwärtigen oder zukünftigen Funktion verbundenen Aufgaben zu erfüllen. 

 
3 Personalentwicklungsmassnahmen können von den vorgesetzten Stellen angeordnet wer-

den. 

 
4 Der Gemeinderat regelt die Handhabung. 

 
 
§ 23 Arbeitsverpflichtung und Kostentragung 
 
1 Mit der Bewilligung von nicht angeordneten Personalentwicklungsmassnahmen können 

wahlweise oder kumulativ eine befristete Verpflichtung zur Fortsetzung des Arbeitsverhält-
nisses und die Pflicht zur Kostentragung verbunden werden. 

 
 
§ 24 Mitarbeitergespräch 
 
1 Der Vorgesetzte führt mit dem Mitarbeiter mindestens einmal pro Jahr ein Mitarbeiterge-

spräch. 
 
 
§ 25 Erwerbstätigkeit ausserhalb des Anstellungsverhältnisses 
 
1 Die Ausübung einer Erwerbstätigkeit ausserhalb des Arbeitsverhältnisses bedarf der Bewil-

ligung des Gemeinderates. 
 
2 Die Bewilligung darf nur verweigert werden wenn: 
 

a) das Arbeitspensum und die Erwerbstätigkeit ausserhalb desselben mehr als ein Vollpen-
sum ergeben; 
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b) die Erwerbstätigkeit ausserhalb des Arbeitsverhältnisses die Aufgabenerfüllung beein-
trächtigt; 

 

c)  die Erwerbstätigkeit ausserhalb des Arbeitsverhältnisses den Interessen der Gemeinde 
zuwider läuft. 

 
 
§ 26 Öffentliche Ämter 
 
1 Beabsichtigt ein Mitarbeiter sich für ein öffentliches Amt zur Verfügung zu stellen, hat er den 

Gemeinderat vorgängig darüber zu informieren und eine Bewilligung einzuholen. 
 
2 Beurlaubung und Besoldung bei der Ausübung eines Mandates in Bund, Kanton oder Ge-

meinde sowie in kirchlichen und gemeinnützigen Institutionen werden von Fall zu Fall durch 
den Gemeinderat geregelt. 

 
 
§ 27 Mitsprache 
 
1 Die Mitarbeiter haben das Mitspracherecht in allen sie betreffenden Fragen. 
 
 
§ 28 Rechtsschutz 
 
1 Die Gemeinde gewährt den Mitarbeitern Rechtsschutz, wenn gegen sie von Dritten im Zu-

sammenhang mit ihrer Tätigkeit für die Gemeinde ein gerichtliches Verfahren angehoben 
wird. 

 
2 Mitarbeiter die sich veranlasst sehen, gegen jemanden wegen Vorkommnissen im Zusam-

menhang mit ihrer Tätigkeit bei der Gemeinde gerichtlich vorzugehen, können bei der Ge-
meinde um Rechtsschutz ersuchen. 

 
3 Der Gemeinderat entscheidet über Art und Umfang des Rechtsschutzes. 
 
 
 

D) Pflichten im Einzelnen 
 
 
§ 29 Anerkennung des Reglements 
 
1 Mit der Anstellung anerkennen die Mitarbeiter die Bestimmungen des Reglements. 

 
 
§ 30 Arbeitszeit 
 
1 Die Sollarbeitszeit richtet sich nach der vom Regierungsrat jährlich festgelegten Jahresar-

beitszeit. 
 
2 Individuelle und flexible Arbeitsformen sind möglich. 
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§ 31 Arbeitsleistung und Sorgfaltspflicht 
 
1 Die Mitarbeiter sind zur persönlichen Arbeitsleistung verpflichtet. 
 
2 Sie haben die ihnen übertragenen Aufgaben gewissenhaft und effizient auszuführen, dabei 

die Weisungen ihrer Vorgesetzten zu befolgen und die Interessen der Gemeinde zu wahren. 
 
 
§ 32 Pflicht zu ausserordentlichem Einsatz 
 
1 Kleine Schwankungen in der Arbeitsbelastung werden im Rahmen der Gleitzeitregelung aus-

geglichen. 
 
2 Bei Mehrarbeit von erheblichem Umfang können die Mitarbeiter im Rahmen der Zumutbar-

keit vorübergehend über die ordentliche oder vereinbarte Arbeitszeit hinaus in Anspruch ge-
nommen werden. 

 Die Überzeit wird von den Vorgesetzten angeordnet und durch Gewährung von Freizeit oder 
in ausserordentlichen Fällen durch Entschädigung ausgeglichen. 

 
 
§ 33 Vorübergehende Zuweisung anderer Arbeit 
 
1 Im Bedarfsfall kann der Gemeinderat den Mitarbeiter weitere, andere oder zusätzliche Tä-

tigkeiten zuweisen. Auf die Berufsbildung und Eignung ist Rücksicht zu nehmen. Stellvertre-
tertätigkeit ist in der Regel in der Besoldung inbegriffen. 

 
 
§ 34 Schweigepflicht 
 
1 Die Mitarbeiter sind zur Verschwiegenheit über alle dienstlichen Angelegenheiten verpflich-

tet. Diese Pflicht bleibt auch nach Beendigung der Anstellungszeit bestehen. 
 
 
§ 35 Ablehnung von Vorteilen 
 
1 Die Mitarbeiter dürfen im Zusammenhang mit ihrer dienstlichen Stellung keine Geschenke 

oder andere Vorteile für sich oder andere fordern oder sich versprechen lassen. Ausgenom-
men sind geringfügige Leistungen und Aufmerksamkeiten. 

 
 
§ 36 Absenzen 
 
1 Absenzen infolge Krankheit oder Unfall, die mehr als 3 Arbeitstage dauern, sind durch ärzt-

liches Zeugnis zu belegen. Die Anstellungsbehörde kann verlangen, auch kürzere Arbeits-
ausfälle nachzuweisen. 

 
 
§ 37 Vertrauensärztliche Untersuchung 
 
1 Der Mitarbeiter kann in begründeten Fällen verpflichtet werden, sich einer vertrauensärztli-

chen Untersuchung zu unterziehen. 
 
 
 



GEMEINDE OBERDORF / Personalreglement  Seite 10 

 

E) Lohn und andere geldwerte Leistungen 
 
 
§ 38 Lohnanspruch 
 
1 Der Mitarbeiter hat mit Beginn des Arbeitsverhältnisses Anspruch auf Lohn. Der Anspruch 

erlischt mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses, in jedem Fall jedoch mit dem Ende der 
Lohnfortzahlungspflicht. 

 
2 Der Lohn wird dem Beschäftigungsgrad entsprechend angepasst. 

 
 
§ 39 Funktionskatalog 
 
1 Der Gemeinderat beschliesst den Funktionskatalog (Personalverordnung) und dessen Än-

derungen sowie die Einreihung der Mitarbeiter im Funktionskatalog. 

 
2 Er orientiert sich am Einreihungsplan des kantonalen Personalrechts. 

 
§ 40 Lohnklassen 
 
1 Für die Mitarbeiter gelten die Lohnklassen und Lohnansätze gemäss Lohntabelle im Anhang. 

 
2 Die Anpassung der Lohntabelle an die Teuerung richtet sich nach der kantonalen Regelung. 
 
 
§ 41 Ordentlicher Stufenanstieg 
 
1 Der Anstieg in den Anlauf- und Erfahrungsstufen erfolgt jährlich per 1. Januar, wenn der 

Mitarbeiter den Stellenauftrag und die Stellenanforderung erfüllt hat. 
 

2 Beginnt das Arbeitsverhältnis vor dem 2. Juli eines Jahres erfolgt per 1. Januar des folgen-
den Kalenderjahres ein Anstieg in den Anlauf- und Erfahrungsstufen nach Massgabe des 
Absatzes 1. 

 
 
§ 42 Beschleunigter und nicht gewährter Stufenanstieg 
 
1 Bei nachgewiesener ausserordentlich guter Leistung kann der Stufenanstieg beschleunigt 

erfolgen. Bei nachgewiesener ungenügender Leistung muss der Stufenanstieg nicht gewährt 
werden. 

 
 
§ 43 Funktionsänderung 
 
1 Ändert die Funktion eines Mitarbeiters, erfolgt eine Überprüfung und gegebenenfalls Anpas-

sung der Lohnklasseneinreihung und der Erfahrungsstufenzuweisung. 
 
 
§ 44 Ausrichtung des Lohnes 
 
1 Je ein Dreizehntel des Jahreslohnes wird in der Regel am 25. jeden Monats bezahlt. 
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2 Der 13. Monatslohn wird im November bzw. bei Austritt mit der letzten Lohnzahlung ausbe-
zahlt. 

 
3 Hat die Anstellung nicht über das ganze Kalenderjahr gedauert, so wird der 13. Monatslohn 

pro rata berechnet. 
 
 
§ 45 Sozialzulagen 
 
1 Die Gemeinde richtet an den Mitarbeiter Sozialzulagen nach den gleichen Richtlinien und 

den gleichen Ansätzen wie der Kanton aus. 
 
 
§ 46 Dienstaltersgeschenk 
 
1 Als Anerkennung für die unten aufgeführten Dienstjahre bei der Gemeinde Oberdorf wird 

folgendes Dienstaltersgeschenk ausgerichtet:  
 

 - 10 Dienstjahre ¼ Monatslohn 
 - 15 Dienstjahre ¼ Monatslohn  
 - 20, 25, 30, 35, 40 und 45 Dienstjahren  1 Monatslohn 
  (Monatslohn = 1/13 des Jahreslohnes) 
 
2 Auf Gesuch hin, kann der Gemeinderat das Dienstaltersgeschenk auch in Form von Urlaub 

bewilligen. 
 
 
§ 47 Abgeltung von Auslagen und Spesen sowie von besonderen Arbeitsleistungen 
 
1 Der Gemeinderat regelt die Abgeltung von Auslagen und Spesen sowie von besonderen 

Arbeitsleistungen. 
 
 
§ 48 Verwirkung 
 
1 Die Verwirkung vermögensrechtlicher Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis richtet sich nach 

den Bestimmungen des kantonalen Personalrechts. 

 
 
 
F) Lohnfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit 
 
 
§ 49 Krankheit oder Unfall 
 
1 Beim unbefristeten Arbeitsverhältnis wird im Falle von Arbeitsunfähigkeit nach Ablauf der 

Probezeit während 3 Monaten der volle vertraglich vereinbarte Lohn und für weitere  
21 Monate  80 % des vollen vertraglich vereinbarten Lohns zuzüglich allfälliger Sozialzula-
gen ausbezahlt. 

 
2 Bei Arbeitsunfähigkeit während der Probezeit gilt folgendes. 
 

a) kein Anspruch auf Lohnzahlung bei einer Anstellung bis zu einem Monat. 
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b) Anspruch auf Lohnzahlung für eine Woche bei einer Anstellung von mehr als einem 
Monat bis zu drei Monaten 

 

c) Anspruch auf Lohnzahlung für einen Monat bei einer Anstellung von mehr als 3 Mona-
ten. 

 

3 Bei wechselndem Beschäftigungsgrad ist für die Berechnung des Lohns der Durchschnitt 
der Stunden massgebend, die während der sechs Monate unmittelbar vor Eintreten der 
Krankheit oder des Unfalls geleistet worden sind. 

 

4 Wird durch ärztliches Zeugnis oder Gutachten festgestellt, dass es sich um eine dauernde 
Arbeitsunfähigkeit handelt, ist die Voll- oder Teilinvalidisierung des erkrankten oder verun-
fallten Mitarbeiters zu beantragen. 

 
5 Arbeitsunfähigkeit, die durch Wiederaufnahme der Arbeit während weniger als 90 Kalender-

tagen unterbrochen wird, gilt als zusammenhängend, sofern sie nicht nach vertrauensärztli-
chem Zeugnis auf verschiedene Krankheiten oder Unfälle zurückzuführen ist. 

 
 
§ 50 Taggeldentschädigung und Renten 
 
1 Entschädigungen und Renten aus Unfall- und Haftpflichtversicherungen sowie aus Kranken-

taggeldversicherungen, für welche die Gemeinde Prämien bezahlt hat, fallen während der 
Zeit, in welcher Lohn ausgerichtet wird, bis zur Höhe dieser Lohnzahlung an die Gemeinde. 

 
 
§ 51 Kürzung der Lohnzahlung bei Krankheit und Unfall 
 
1 Die Anstellungsbehörde kann Lohnzahlungen kürzen, verweigern oder bei bereits erfolgter 

Zahlung zurückfordern bei: 
 

a)  absichtlichem Herbeiführen einer Arbeitsunfähigkeit; 

b)  pflichtwidrigem Verhalten während der gemeldeten Arbeitsunfähigkeit; 

c)  absichtlich verspätetem Arztbesuch; 

d)  selbst zu verantwortender ungünstiger Beeinflussung des Heilverlaufs; 

e)  Nichtbefolgen der Melde- und Auskunftspflicht; 

f)  Verweigerung der Abtretung von Ansprüchen gegen Dritte. 
 

2 Werden bei unfallbedingter Arbeitsunfähigkeit Versicherungsleistungen gemäss Bundesge-
setz über die Unfallversicherung gekürzt oder nicht erbracht, so kann der Gemeinderat die 
Lohnfortzahlung entsprechend reduzieren. 

 
 
§ 52 Haftung Dritter 
 
1 Haftet ein Dritter für die durch Krankheit und Unfall bedingte Arbeitsunfähigkeit eines Mitar-

beiters, werden die Leistungen der Gemeinde soweit gekürzt, als sie zusammen mit den 
Schadenersatzleistungen für Lohnausfall den vollen Lohn übersteigen. 

 
 
§ 53 Militär-, Zivilschutz- und Zivildienst 
 
1 Die Lohnzahlung während des obligatorischen Militär-, Zivil- und Zivilschutzdienstes, des 
 Dienstes im Rahmen anderer öffentlicher Aufgaben und bei humanitären Einsätzen richtet 
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 sich nach den Bestimmungen des Kantons. 
 

2 Die Erwerbsausfallentschädigung fällt bis zur Höhe der Lohnfortzahlung an die Gemeinde. 
 
 
§ 54 Lohnfortzahlung im Todesfall 
 
1 Beim Tod eines Mitarbeiters haben die Angehörigen (Ehegatten, kinderzulageberechtigte 

Nachkommen und mit ihm in eingetragener Partnerschaft lebende Person) Anspruch auf die 
Lohnzahlung für den laufenden Monat und die zwei folgenden Monate. 

 
 
 

G) Ferien und Urlaub 
 
 
§ 55 Ferien und Arbeitsfreie Tage 
 
1 Der Mitarbeiter hat Anspruch auf bezahlte arbeitsfreie Tage und Ferien. Die Details sind in 

der Personalverordnung geregelt. 
 
2 Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis während des Kalenderjahres, werden die Ferien 

anteilsmässig berechnet. 
 
 
§ 56 Urlaub 
 
1 Urlaub ist bezahlte oder unbezahlte arbeitsfreie Zeit, die zusätzlich zu den Ferien, den ge-

setzlichen Feiertagen sowie den bezahlten arbeitsfreien Tagen gewährt werden kann. 
 
2 Sofern der ordentliche Betrieb sichergestellt ist, kann einem Mitarbeiter unbezahlter Urlaub 

gewährt werden. 
 
3 Für die Dauer des unbezahlten Urlaubs wird der Ferienanspruch gekürzt. 
 
 
§ 57 Bezahlter Mutterschaftsurlaub 
 
1 Ab der Geburt hat die Mitarbeiterin Anspruch auf einen bezahlten Mutterschaftsurlaub von 

insgesamt 14 Wochen. 
 

2 Wird das Arbeitsverhältnis auf Wunsch der Mitarbeiterin nach Beendigung des bezahlten 
bzw. unbezahlten Mutterschaftsurlaubs aufgelöst, hat sie Anrecht auf die vollständige Aus-
zahlung des 14-wöchigen Mutterschaftsurlaubs. 

 
 
§ 58 Vaterschaftsurlaub 
 
1 Bei der Geburt eines Kindes wird dem Vater ein bezahlter Urlaub von 5 Tagen gewährt. 
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H) Versicherung und Haftung 
 
 
§ 59 Berufliche Vorsorge 
 
1 Der Mitarbeiter wird bei einer anerkannten Vorsorgeeinrichtung für die berufliche Vorsorge 

versichert. 

 
2 Die Aufgaben und Kompetenzen der Gemeinde als Arbeitgeberin werden vom Gemeinderat 

wahrgenommen. 
 
 
§ 60 Unfallversicherung 
 
1 Der Mitarbeiter ist im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften gegen die Folgen von Berufs- 

und Nichtberufsunfällen sowie Berufskrankheiten versichert. 
 
2 Die Prämie für die obligatorische Versicherung der Berufsunfälle und Berufskrankheiten trägt 

die Gemeinde. 
 
3 Die Prämie für die obligatorische Versicherung der Nichtberufsunfälle gehen zu Lasten des 

Mitarbeiters. 
 
 
§ 61 Krankentaggeldversicherung 
 
1 Zur Absicherung der Lohnfortzahlung kann die Gemeinde eine Taggeldversicherung ab-

schliessen, welche die gesetzlich vorgesehenen Leistungen im Krankheitsfall erbringt. 
 
2 Die Prämien werden je zur Hälfte durch die Gemeinde und den Mitarbeiter getragen. 
 
 
§ 62 Verantwortlichkeit 
 
1 Die Gemeinde und ihre Angestellten haften gegenüber Dritten nach den Bestimmungen des 

Gesetzes über die Haftung des Kantons und der Gemeinden (Haftungsgesetz). 
 
 
§ 63 Haftung 
 
1 Gegenüber der Gemeinde haften die Mitarbeiter für absichtlich und grobfahrlässig verur-

sachte Schäden. Es gelten ebenfalls die Bestimmungen des Gesetzes über die Haftung des 
Kantons und der Gemeinden (Haftungsgesetz). 

 
 
§ 64 Haftpflicht und Kaution 
 
1 Der Mitarbeiter ist gegen Schadenersatzforderungen von Dritten durch eine Amtskautions- 

und Haftpflichtversicherung versichert. 
 
2 Die Prämien werden vollumfänglich von der Gemeinde übernommen. 
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I) Rechtspflege 
 
 
§ 65 Anhörung 
 
1 Der Mitarbeiter ist vor Erlass einer ihn belastenden Verfügung anzuhören. 

 
2 Wenn ein sofortiger Erlass im öffentlichen Interesse notwendig ist, kann er vorläufig gefällt 

werden. Die Anhörung ist so bald wie möglich nachzuholen. 
 
 
§ 66 Beschwerderecht 
 
1 Vor Einreichung einer Beschwerde soll sich der Mitarbeiter mit dem Vorgesetzten persönlich 

aussprechen. Verläuft die Ausschöpfung des Dienstweges ergebnislos oder ist die Ausspra-
che unzumutbar, steht der Beschwerdeweg offen. 

 
2 Erste Beschwerdeinstanz ist der Gemeindepräsident. Beschwerdeentscheide können beim 

Gesamtgemeinderat angefochten werden. Gegen Entscheide des Gemeinderates steht die 
Beschwerde beim Regierungsrat offen. 

 
3 Die Beschwerdefrist beträgt jeweils 10 Tage. 
 
 
 

J) Übergangs- und Schlussbestimmungen 
 
 
§ 67 Aufhebung bisherigen Rechts 
 
1 Dieses Reglement ersetzt das Personalreglement vom 01.01.1998. 

 
2 Mit dem Inkrafttreten dieses Reglements werden alle bisherigen, diesem Reglement wider-

sprechenden kommunalen Erlasse aufgehoben. 
 
 
§ 68 Inkraftsetzung 
 
1 Dieses Reglement tritt nach der Genehmigung durch die Finanz- und Kirchendirektion auf 

den 1. Januar 2020 in Kraft. 

 
 
 
 IM NAMEN DER EINWOHNERGEMEINDE 
 Der Präsident: Die Verwalterin: 
 
 
 
 Piero Grumelli Rikita Senn 
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GR- 
Beschluss 

GV- 
Beschluss 

Genehmi-
gung FKD 

In Kraft seit Element Wirkung 

19.11.2018 17.06.2019 23.08.2019 01.01.2020   
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Anhang 
 
Lohntabellen Lohnklassen 1 bis 28 / Familien- und Erziehungszulagen 
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Familien- und Erziehungszulagen (in Fr.) 

 
 
Erziehungszulage bei einer Vollzeitbeschäftigung, monatlich * 
 
 

a. bis   5‘841.70 = 430.05 
b. von 5‘841.75 bis 7‘244.95 = 396.90 
c. von 7‘245.00 bis 8‘648.05 = 364.00 
d. über   8‘648.10 = 330.70 

 
 
* Die Grenzbeträge beziehen sich auf den Monatslohn gemäss Lohntabelle bei einer 100%-Beschäfti-
gung. Die Erziehungszulage wird im Verhältnis zum Beschäftigungsgrad ausgerichtet (SGS 150.1, § 29, 
Abs. 4). Wird der Jahreslohn in zwölf Monatslöhnen und nicht in 13 Monatslöhnen ausgerichtet, beziehen 
sich die Grenzbeträge auf den Dreizehntel des Jahreslohnes. 
 
 

 
 

Familienzulage (Kinder- und Ausbildungszulage) 
 
Die monatliche Kinderzulage beträgt pro Kind   200.00 
Die monatliche Ausbildungszulage beträgt pro Kind   250.00 
 
 
Die Höhe richtet sich nach den Leistungen der Familienausgleichskasse der Sozialversicherungsanstalt 
Basel-Landschaft. 


